Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3606 


Sachgebiet 3 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hauser (Bad Godesberg), Vogel, 
Dr. Frerichs, Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Kliesing (Hon- 
nef), Rösing und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Entschädigung für Deutsche, die auf Grund der 
zivilrechtlichen Immunität von Diplomaten im 
Geschäftsverkehr mit diesen Schaden erleiden 


In seiner Antwort auf zwei mündliche Fragen des Abgeord- 
neten Hauser (Bad Godesberg) vom 27. August 1971 erklärte die 
Bundesregierung, sie sei bemüht, in jedem Einzelfall alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel im Sinne einer befriedigenden 
Regelung auszuschöpfen. Im übrigen sei die Zahl der Fälle von 
Nichterfüllung bei den von Deutschen mit Mitgliedern auslän- 
discher Missionen getätigten Rechtsgeschäften gering. 

Insbesondere der letzten Behauptung muß von Seiten der 
Unterzeichner widersprochen werden. Zwar wird nicht ver- 
kannt, daß die große Mehrheit der Bonner Diplomaten ihren 
zivilrechtlichen Verpflichtungen gewissenhaft und korrekt 
nachkommt. Leider trifft dies jedoch für eine Minderheit des 
Botschaftspersonals nicht zu. Wer die Regionalzeitungen des 
Raumes Bonn eine zeitlang verfolgt, wird feststellen können, 
daß kaum eine Woche vergeht, in der nicht von irgendeinem 
Deutschen berichtet wird, der wieder einmal von einem sich in 
die Immunität flüchtenden Mitglied einer ausländischen Mission 
geprellt worden ist. So hat beispielsweise ein bekanntes Auto- 
haus in Bonn innerhalb von drei Jahren allein nicht weniger als 
zwölf Fälle gemeldet, in denen es von Mitgliedern ausländischer 
Missionen um nicht unerhebliche Forderungsbeträge gebracht 
worden ist. In vielen Fällen verzichten die Geschädigten wegen 
der bisher offensichtlichen Aussichtslosigkeit eines gericht- 
lichen Vorgehens auf weitere Schritte, so daß man hier mit 
Recht von einer nicht unwesentlichen Dunkelziffer sprechen 
kann. Auch eine in Aussicht gestellte Anpassung des deutschen 
GVG an das weniger weitgehende Wiener Übereinkommen 
über diplomatische Beziehungen vom 18. April 1961 (BGBl. 1964 
II S. 957) würde sicherlich nicht in allen Fällen zu einer befrie- 
digenden Lösung führen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Verfügt die Bundesregierung über genaue Zahlenangaben 
und Aufstellungen über die durch unlautere Mitglieder aus- 
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ländischer Missionen geschädigten Deutschen und die ein- 
getretenen Schäden? 

a) wenn ja, in wie vielen Fällen ist der Bundesregierung von 
derartigen Vorfällen berichtet worden, und wie hoch be- 
laufen sich die angegebenen Schäden? 

b) wenn nein, warum hat die Bundesregierung es unter- 
lassen, hierüber eine Statistik anzulegen? 

2. Hält die Bundesregierung nach der auch von den Unter- 
zeichnern vorgeschlagenen Anpassung des GVG an das 
WÜD den Schutz der deutschen Bevölkerung vor unred- 
lichen Angehörigen ausländischer Missionen für aus- 
reichend? 

3. Hält die Bundesregierung die bisherige Vermittlertätigkeit 
des Auswärtigen Amtes in zivilrechtlichen Streitigkeiten 
zwischen deutschen Staatsbürgern und Angehörigen auslän- 
discher Missionen in jeder Hinsicht für ausreichend? 

4. Stimmt die Bundesregierung mit den Unterzeichnern darin 
überein, daß das Interesse der Bundesrepublik Deutschland 
an guten diplomatischen Beziehungen zu allen Ländern der 
hier akkreditierten ausländischen Missionen jedenfalls 
größer ist, als das des einzelnen Bürgers daran? 

5. Hält die Bundesregierung es für zumutbar, wenn der ein- 
zelne Bürger, dem durch unlautere Angehörige ausländi- 
scher Missionen ein Schaden entstanden ist, diesen selbst zu 
tragen hat? 

6. Ist die Bundesregierung nicht auch der Ansicht, daß nicht der 
sogenannte kleine Mann die Schäden, die ihm aus Geschäf- 
ten mit unlauteren Angehörigen ausländischer Missionen 
entstanden sind, zu tragen hat, sondern die Bundesrepublik 
Deutschland? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, ihrer- 
seits jährlich einen gewissen Betrag zur Verfügung zu stel- 
len und nach sorgfältiger Prüfung der verschiedenen Einzel- 
fälle den von Mitgliedern ausländischer Missionen geschä- 
digten Deutschen als Entschädigung zukommen zu lassen? 

8. Welche anderen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um den betroffenen deutschen Staatsbürgern zu helfen? 


Bonn, den 22. Juni 1972 


Hauser (Bad Godesberg) 
Vogel 
Dr. Frerichs 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
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